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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
NRW muss funktionieren! Mehr Resozialisierung für mehr Sicherheit 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Die diesjährige Polizeiliche Kriminalstatistik für das Jahr 2024 gibt aus: In sämtlichen Delikts-
bereichen in Nordrhein-Westfalen wachsen die Zahlen von Straftaten unter der Ressortleitung 
von Herbert Reul erheblich an. Sowohl im Bereich der Messergewalt, bei Kinder- und Jugend-
kriminalität als auch im Bereich der Sexualstraftaten haben sich die Zahlen in den letzten fünf 
Jahren signifikant erhöht. Das vom konservativen Innenminister favorisierte Prinzip vermeint-
lich rigider Repression gegen nur wenige Arten von Kriminalität trägt keine Früchte. Anstatt 
die Ursachen von Kriminalität zu bekämpfen und erneuten Straftaten durch präventive Maß-
nahmen vorzubeugen, wird in den Bereichen des Innern sowie der Justiz gespart, bis es 
schmerzt. Das Ergebnis können wir heute ablesen, werden wir die nächsten Jahre merklich 
spüren und beweist, dass die Schwarz-Grüne Kriminalitätspolitik versagt. Während unter dem 
Innenminister die Deliktszahlen ein Rekordhoch verzeichnen, zerschlägt der Justizminister die 
langjährigen bestehenden und bewährten Strukturen der Resozialisierung im Bereich der 
Freien Straffälligenhilfe. Noch im letzten Berichtsjahr waren 4,7 Prozent aller Strafverdächti-
gen Mehrfachtäter. 
 
Dabei ist der Staat dazu verpflichtet, den Strafvollzug auf das Ziel auszurichten, den Inhaftier-
ten ein zukünftiges straffreies Leben in Freiheit zu ermöglichen, weshalb das Bundesverfas-
sungsgericht in diesem Zusammenhang von einem Grundrecht auf Resozialisierung spricht. 
Dieses leitet sich aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz ab. 
 
Das Resozialisierungsprinzip ist neben dem Schuldprinzip eines der beiden Grundprinzipien 
des deutschen Strafrechts. Wenn wir von Resozialisierung sprechen, dann denken wir hierbei 
an verantwortungsvolle und nachhaltige Wiedereingliederung von aus der Haft entlassenen 
Personen in die Gesellschaft. Das ist wichtig. Nicht nur für die betroffenen Menschen, sondern 
für die Allgemeinheit. Denn wer erfolgreich in die Gesellschaft an- und eingebunden wird, der 
wird seltener erneut straffällig. Durch Reintegration ehemaliger Gefangener werden Anreize 
geschaffen für ein Leben abseits des kriminellen Milieus. Resozialisierung macht unsere Ge-
sellschaft somit sicherer. Hieran sollte dem Staat gelegen sein. Zum einen, um seine Bürge-
rinnen und Bürger nachhaltig davor zu bewahren Opfer zu werden. Zum anderen sind Inves-
titionen in Reintegration von Straffälligen ein sozialstaatliches Mittel, welches diesem langfris-
tigen Kosten für weitere, kostspielige Inhaftierungen (von Wiederholungstätern) spart. 
 
Resozialisierung steht auf mehreren Säulen, vor allem dem Justizvollzug, dem ambulanten 
sozialen Dienst sowie der freien Straffälligenhilfe mit ihren diversen Handlungsfeldern.  
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Hier gilt es vorhandene Ressourcen und Strukturen sinnvoll einzusetzen und bedarfsgerecht 
auszubauen. Eines von vielen Versprechen im Bereich der Justiz seitens der Schwarz-Grünen 
Landesregierung. In Zeilen 4195, 4277, 4327 des Schwarz-Grünen Zukunftsvertrags erkennen 
die Koalitionsfraktionen die gesamtgesellschaftliche Bedeutung, also den Schutz der Allge-
meinheit durch die Vermeidung von Wiederholungstaten an und beteuern die Schaffung eines 
Landesresozialisierungs- und Opferschutzgesetzes für Nordrhein-Westfalen. So sollen ein-
heitliche Standards der Wiedereingliederung etabliert und ein strukturierter Übergang von der 
Haft in die Freiheit ermöglicht werden. Hiermit hat sich auch der fachlich zuständige Ausschuss 
des Landtags bereits im Jahr 2023 beschäftigt. Passiert ist bislang dennoch nichts. Zuletzt 
wurde auch im Plenum erneut über die Untätigkeit der Landesregierung in dieser Angelegen-
heit diskutiert. 
 
Was eine Anhörung des Rechtsausschusses im Herbst 2023 ausgegeben hat, war: Wir sollten 
Maßnahmen ergreifen, die einen Beitrag zur Weiterentwicklung des bestehenden Systems 
leisten, in dem unterschiedliche Maßnahmen und Hilfen in und außerhalb der Haft effektiv 
verbunden werden.  
 
Was die Landesregierung macht: Sie kürzt die Mittel der freien Straffälligenhilfe auf knapp die 
Hälfte und schwächt damit sowohl die Resozialisierung als auch den Opferschutz, was den 
Bruch eines Koalitionsversprechens bedeutet1. Von diesen Streichungen ist der Täter-Opfer-
Ausgleich, das Modellprojekt für die Förderung der gemeinnützigen Arbeit, die Zuwendungen 
an die freien Träger der Straffälligenhilfe sowie die Zuwendungen an freie Träger für die Mit-
wirkung bei der Behandlung von Sexualstraftätern erfasst. Einige der ohnehin durch die jähr-
liche Projektfinanzierung belasteten freien Träger, mussten aufgrund dieser drastischen Kür-
zungen ihre Tätigkeit einstellen, was eine wegweisende Störung der Strukturen in der Freien 
Straffälligenhilfe bedeutete. Die so herbeigeführte schwere Schwächung der subsidiären Rein-
tegration von Straffälligen hat spürbare Auswirkungen auf die Wohnungsvermittlung im An-
schluss an die Inhaftierung. Aber auch die Wartezeiten für Therapien von Sexualstraftätern 
wird sich weiter drastisch verlängern (auf mehr als ein Jahr!). Wenn das Justizministerium sich 
dahingehend einlässt, dass die beschriebenen Einschnitte adäquat durch den Justizvollzug 
oder den ambulanten sozialen Dienst aufgefangen werden können, so ist davon schlichtweg 
nicht auszugehen. Der Strafvollzug ist aufgrund unattraktiver Arbeitsbedingungen, hoher 
Krankheitsraten aufgrund erhöhter Arbeitsbelastung (mentaler und qualitativer Art) sowie ge-
ringer Personalausstattung – auch als Resultat der vorangegangenen Faktoren – bereits zum 
jetzigen Zeitpunkt überlastet. Sowohl der gehobene Sozialdienst im Justizvollzug als auch der 
ambulante soziale Dienst haben sich an die Landesregierung gewandt und vor den Auswir-
kungen der vorgenommenen Kürzungen gewarnt.  
 
Die einhellige Meinung ist: Eine erfolgreiche Resozialisierung führt zu einer Reduzierung von 
Kriminalitätsraten. In Zeiten steigender Zahlen wäre hier also ein Einlenken dringend geboten. 
Die Schwarz-Grünen Landesregierung verschließt hiervor die Augen: Weniger Resozialisie-
rung bei ansteigender Kriminalität, scheint hier die Devise zu sein, aus dem vermeintlichen 
Zwang zu sparen. Das geht zu Lasten aller, nicht nur was die Sicherheit der Gesamtbevölke-
rung betrifft. Auch die anfallenden Kosten bei der Strafverfolgung, der gerichtlichen Verfahren 
und vor allem der anschließenden Haft reduzieren sich nicht. Ganz im Gegenteil: Diese Posten 
stellen öffentliche Ausgaben dar und werden somit von Allgemeinheit getragen. Es handelt 
sich um einen Trugschluss zu glauben, dass diese kurzfristigen Kürzungen eine Entlastung 
für den Landeshaushalt bedeuten könnten. Vor den Argumenten der Expertinnen und 

 
1 Zukunftsvertrag für Nordrhein-Westfalen, Koalitionsvereinbarung von CDU und Grünen 2022-2027, 
Zeilen 4195, 4278. 
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Experten verschlossen sich die entsprechenden Fachpolitikerinnen und Fachpolitiker der 
mehrheitstragenden Fraktionen im Ausschuss.  
 
Die Freie Straffälligenhilfe ist ein unverzichtbarer Bestandteil eines funktionierenden Justiz- 
und Sozialsystems. Als Gesetzgeber hat der Landtag die Verantwortung diesen Zweig der 
Resozialisierung auskömmlich zu finanzieren. Zudem haben die regierungstragenden Frakti-
onen den Bürgerinnen und Bürger ein Versprechen gegeben. Ein Wortbruch im Bereich der 
Wiedereingliederung von entlassenen Strafgefangenen hat gravierende Auswirkungen auf die 
Sicherheit in diesem Lande und damit einhergehend auf den gesellschaftlichen Frieden. Es ist 
die Verantwortung der gewählten Abgeordneten in diesem Hause dafür zu sorgen, dass dieser 
Staat funktioniert, um den Ängsten, die undemokratische Parteien in diesen Zeiten bei den 
Bürgerinnen und Bürgern schüren, zu begegnen und ihnen Einhalt zu gebieten.  
 
II. Beschlussfassung  
 
Der Landtag stellt fest: 
 

• Die Kriminalitätsrate ist im Jahr 2024 erneut angestiegen. 

• Erfolgreiche Resozialisierung führt zu einer Reduzierung der Kriminalitätsrate. 

• Die Freie Straffälligenhilfe ist ein unverzichtbarer Bestandteil im Bereich der Resoziali-
sierung. 

• Die vorgenommenen Sparmaßnahmen im Bereich der Resozialisierung haben gravie-
rende Auswirkungen auf den Schutz der Allgemeinbevölkerung. 

 
Die Landesregierung wird aufgefordert: 
 

• Die Kürzungen im Bereich der freien Straffälligenhilfe in diesem Jahr rückgängig zu ma-
chen. 

• Ihrem Koalitionsversprechen nachzukommen, den Opferschutz und die Resozialisierung 
zu stärken. 

• Anzuerkennen, dass die erfolgten Einschnitte im Bereich der Freien Straffälligenhilfe 
nicht unten den vorherrschenden Bedingungen des Justizvollzugs und der ambulanten 
sozialen Dienste aufgefangen werden können.  
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